
WA
S 30-40·

65 m2

&
TH 12.2Sm
FH 17.75m

WA
S 30-40·

65 m2

&
TH 9.50m
FH 15.00m

1--
2J6'I

I
i

MI
S 40-4S·

210 m2

&,

TH 7.50m
FH 16.00m



Stadt Wiesloch Rhein-Neckar-Kreis
Gemarkung Baiertal

Vorhabenbezogener Bebauungsplan
Flurstück Nr. 236
PI.<JIZethen nad'IP1~ 1990 - !\wv 90 vaTI 1l.12.1990

, Ni ..~ tUnr'lll
l f 9 Abs.' .... 1 dei~.~ -. H, 1* l1l1er~ -6UMI1

113)( IWA I,uly ·"' .....nyö.olfCf48UMl1

U2)( 11 "'dgitfllt II ~~ I

2. Hlll dlr tlr.JictBl1U2ln;l1 f , #bl. 1 •.111 , llIIal. f '6 SUMlI

u; )( ....... G'\n:Il.a,1It 10' WdIMlaulg

2.,.1)( lA~r''': TIVhh
2.92"taf lAFH 5lSO. fhII'd-."" _....
2.11)( 1& 7!f. 1:1 ~;;b 1'tUsl. 11. HlCllllye,,*

3. Buo*. kOi!n. B;upnrtn .... lIl!~ dir lII..ü18I lrtqI
f 'AbS. 1 It'. Z lla.Ol: t 22 ll'Il 23~ t '13 UD

1\1)( & fU"~ NmI!I

"')I(.&:,. u_.....
" )1(_.__.- ...-

!i. SlndijjI~

!i.1 ItDelllIJillsse, .,,,................ K'III!sl~ 1Sd-.~ ..~ GIh-. Fß'- lf1l~
I t, AbS. 1 .... 3,7.tl.1\I~ ~ f 1.1 LIll t 1 AbI. 4, f'" Na. 5 BdYllI

... I.adli. &.." ..h.l+lI ....

=~dl!'~~~1

~~~"","'e!,e",@ I

AI:q!nZU:1;l des HiI5:s:es dlr~~ fi'K Ba.g!öI!Ia

PIii.. ' .

--~

"""""Artdlr~~

~ BiElTIIig.rQ Ut dII' YdIljt!iiJ......,

~ I ~ I lficl""*'laJelZiliO
.. af~

z.t iW \iofWI.r9n lraM'e

fi7)( --0

.. )I(

!i.12)l( C
~.)I( /
'6.'6)( S



SATZUNG

über den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan

"Flst. Nr. 236" (Adler)

in W1esloch·Baiertal

1. Fertigung

Annahrnedes Antrages des Vorhabenträgers durch den Gemeinderat!
Einleitung des Satlungsverfahrens: 24.03.1999

frühzeitige Bürgerbeteiligung: 31.01.2000 - 21.02.2000
frOhzei!ige Beteiligung der berührten BehördenfTräger öffentlicher Belange: 17.01.2000 - 22.02.2000

J Offenlage des Planentwurfs:
Information der berührten Behörden!Träger öffentlicher Belange
von der Offeniage mit erneuter Gelegenheit zur Stellungnahme:

Beschluß über den Durchffihrungsvertrag:
Satzungsbeschluß gemäß § 10 BauGB:

Wiesloch, den 31.08.2000

Ausfertigung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans:

Wiesloch, den 20.09.2000

19.05.2000 -19.06.2000

17.05.2000

26.07.2000
26.07,2000

'~O\M
Oberbürgermeister~

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan tritt durch Bek.annbnachung
des Satzungsbeschlusses am 25.09.2000 in Kraft.

Wiesloch, den 25,092000

'~
o -<""Aul\lrgermeiste~~



VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN ~FLST. NR. 236" (ADLER)

SCHRiFTlICHER TEIL (SATZUNGSFASSUNG)

A Planungsrechtliche Festsetzungen

II Art der baulichen Nutzung (§ 9Abs. 1 liff. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO)
Ausnahmen nach § 4Abs. 3 BauNVO sind gemäß § 1 Abs, 6 BauNVO nicht zulässig.

Mischgebiet MI (§ 6 BauNVO)
Nutzungen nach § 6Abs. 2Ziff. 6-8 sind gemaß § 1Abs. 5BauNVO nicht zulässig.
Ausnahmen noch § 6Abs. 3 BauNVO sind gemäß § 1Abs.6 BauNVO nicht zulässig.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9Abs. 1Zilf, 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen GR {§ 19 BauNVOj entsprechend des Planein
trags im zeichnerischen Teil.

Fans Zufahrten von Garagen sowie Stellplätze und Ihre Zufahrten mit einer wasserdurchlässfgen
Oberfläche (z. B. Rasengittersteine, Spurplatten in Rasen eingebettet Rasenschotter, Pflaster mit
breiter Rasenfuge, mind. 2cm) ausgeführt werden, sind diese als Ausnahme gern. § 16 Abs, 6
BauNVO nur mit 50% ihrer Räche bei der ErmitUung der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 4
BauNVO mitzurechnen.

Im WA darf die zulässige Grundfläche als Ausnahme gern. § 16 Abs. 6 BauNVO um 10 m2 je Bau
grundstück durch Terrassen bzw, Balkone überschritten werden.

Im MI darf die zulässige Grundfläche als Ausnahme gern. § 16 Abs. 6 BauNVa um 30 m2 je Bau
grundstock durch Terrassen bzw. Balkone Oberschritten werden.

Die Fläche unterirdischer notwendiger stellplätze ist als Ausnahme gem. § 16 Abs. 6 BauNVO
i. V. m, § 16 Abs. 5 BauNVO bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche nicht mitzurechnen.

Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVOj als First- bzw. Traufhöhe entsprechend des Planein
!rags im zeichnerischen TeH. Als Traufhöhe ist der Schnittpunkt des aufgehenden Außenwand~

mauerwerkes mit der Untertante der tragenden DachkollStJuktion (Dachsparren) definiert. Im Plall
ist zur Ermittlung der Höhen ein Bezugspunkt festgelegt.

Bauweise (§ 9Abs. 1Zilf.2 BauGB ulld § 22 BauNVO)

Als Bauweise ist im WA die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO entsprechend des
Planeinlrags im zeichnerischen Teil festgesetzt. Dabei sind nur Hausgruppen Zulässig.

Als Bauweise ist im MI die offene Bauweise gemäß § 22 Abs.2 BauNVO entsprechend des
Planeintrags im zeichnerischen Teil festgesetzt, Dabei sind nur Einzelhäuser zulässig.

Überbaubare Grundstücksflächen (§ gAbs. 1liff. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

Die überbaubare Grundslücksfläche ist gemäß §23 BauNVO durch Baugrenzen entsprechend des
Planeintrags im zeichnerischen Teil festgesetzt

Als Ausnahme darf die hintere Baugrenze gern. § 23 Abs. 3 Sati 3 um eine Tiefe von 2m durch
Terrassen und Balkone Oberschritten werden.



Seils 2 Vofhabenbelogener BebauufI!lsplan ,Fist Nr, 236" (Mer) - schriftllicherTeil, Satzungsfussung

Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9Abs.1 Ziff: 4 BauGB und§ 12 BauNVO)

Garagen um:! überdachte Stellplätze (stellplätze mit Schutzdach ohne seitliche Umschließung
, durch Wände oder Tore) sind gemäß§ 12 Abs. 6BauNVOnur innerhalb der iiberbaubaren Grund

stQcksflächen und auf den im Bebauungsplan festgesetzten Flächen (Ga}zulässig.

Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 liff. 4 BauGBund §14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des§ 14 Abs. 1BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grundstücks
flächen bis zu einer Größe von 20 cbmBruttä-Rauminhalt zulässig,

B Örtliche Bauvorschriften

Äußere GeslaltiJng baulicher Anlagen(§ 74 Abs. 1lift; t L80)

Dächer.
~sind nur Satteldächer oder dem Satteldach verwandteDachformen zulasSig.Als Dachneigung
sind Werte von 30-40" (!NA) sowie 40-45"(MI) zul3ssig:Verschiedene Dachneigungen an einem
Gebäude sind nicht zulässig. Traufen und Ortglinge müssen qb~ndeVQn mind. Q,30m erhal
ten. Als Daeheindeckung sind nur liegel in ziegelroten bis mittelbraunen Farbtönen zulässig. Sehr
dunkle sowie gemusterte Materialien sind nicht zuläsSig.

Dachaufbauten:
Dachgauben sind .als Einzelgauben (Schlepp- oder Satteldachgauben) mft: einer max. Breite von
2,5m auszufahren, Die Gauben sind in Farbe und Material entsprechend der Dachfläche und der'

'Fassade einheitlich zu gestalten. Die Gesamtlänge-der Gauben darf m<oc,50 %derTraullängebe
frageil. Bei der,Errichtung von Gauben darf die Trauflinie nicht unterbrochen werden.

Fassaden:
'Oie Fassaden sollen insgesamt als iierputztes Mauerwerk In Ersclleinungltelen.Es sind helle, ge
brochene Farbtöne zu verwenden. Auffallende Farbigkeit (dunkle,grelle'Und glänzende Faibenj
und Musterung sind als Fassadenbestandteil nicht zuläSsig. Alle Fassadenbeslandteile sowie un
tergeordnete Bauteile und Vorbauten sind in Materia! und Farbgebung aufeinander abzustimmen.
Verkleidungen der Fassade sowie keramische Materialien im Sockelbereich sind nicht zulässig. --,
Frei auskragende Balkone sind nicht zulässig; sie sind invertikalenGeb&uderucksprüngen zu ißle..
grieren otlermiieiner senkrechten S1üt:zkonslruklioß zu versehen. V0rdä:::her dürfen eine max:
Bautiefe von 2,20 m nicht i1berschreiten. Bei einer TIefe von mehr als 1i 2Q m müssen Vordächer
eine senkrechte Slützkons!rUdion erhalten. Als Dac:hfonn ist das Pultdach'oder ein symmebisches
Satteldach lulassig. Als Material f(]r die Abdeckungsind nur demHauptd,acn entsprechend~ Ziegel

, oder Glas zulässig. Vordächer in waagerechter Ausführung ,oder Kragplalteil sind nichtzuläsSig.

Fenster und Türen:
Fenster sind als Einzelfenster in Form von stehenden Formaten bzw. als Reihung stehender For,
male auszubilden.

Werbeanlagen .(§ 74Abs. 1liff. 21BO)

Werbeanlagen sind nur. an detSiätle der Leistung und dort nur im Bereich bis zu einer Höhe von
50 ein über.der Erdgeschossdetke zuläSsig.
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Felsenbirne
Blumenesche
GefülltblOhende Vogelkirsche
Japanische Kirsche
Mehlbeere

Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen bebauter Grundstocke (§ 74 Abs. 1Ziff.3lBO)

Die unbebauten Flächen bebauter Grundstocke sind als Grünflächen anzulegen. Dabei ist pro
angefangene 200 m2 Grundstocksfläche ein Baum zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Es
sind hierbei Arten aus der folgenden Vorsch!agslistezu verwenden:

Klein- oder schmalkronige Bäume:
Amelanchia lamarckii
Fraxinus ornus
Prunus avium ,Plena'
Prunus spec.
Sorbus aria
Sorbus decora
Sorbus xthuringiaca .Fastigiata'

Gestaltung befestigter Rächen und offener stellplätze (§ 74 Abs. 1Ziff. 3 LBD)

Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Zufahrten zu Einzelgaragen sind als Spurplatten herzustellen
oder mit wasserdurchlä8Sigem Belag (z. B. Rasenpflaster, Rasengitlersteine oder Feinschottef) zu
versehen. Dffene Stellplätze, deren Zufahrten sowie sonstige befestigte Flächen sind mit wasser
durchlassigen Materialien (Rasengittersteinen, Pflaster mit mindestens 2cm breiten Fugen o. ä)
herzustellen.

Einfriedigungen (§ 74 Abs. 1Ziff.3 LBD)

Zur öffentlichen Verkehrsflache sind Einfriedigungen als offene Einfriedigungen bis zu einer Ge
samthöhe von 0,8 m und einer Sockelhöhe von max, 0,30 m über Gehweghintefkante zulässig.
Ansonsten sind offene Einfriedigungen bis zu einer Höhe von maximal 2;0 m über vorhandenem
Gelände zulässig. Als offene Einfriedigungen sind Hecken, Lattenzäune oder Masthendrahtzäune
zulässig, Masc1lendrahtzäune sind in eine Hecke aus heimischen Laubgehölzen zu integrieren.

Geschlossene Einfriedigungen sind bis max. 0,80 mHöhe Ober vorhandenem GeilInde zuiässig.

Bei Hecken sind Arten aus der folgenden Vorschlagsliste zu verwenden:
Viburnum opolus (Gemeiner Schneeball), Liguslrum vulgNe (Liguster), Sambucus nigra (Schwar
zer Holunder). Comus sanguinea (Roter Hartriegel), Rhamnus catharticus (Kreuzdom), Cralaegus
laevilaga (Weissdom}, Prunus avium (Vogelkirsche).

Bei der Errichtung von Reihenhäusern sind, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks
flächen, Sichtschutzwändejm direkten Anschluss an die Gebäudeaußenmauer als Grenzbebauung
zulässig. Die Höhe darf max. 1,80 mund die Länge max. 2,00 mbetragen.

Die Höhe baulicher Stützmauem wird auf max. 2,00 m bescltränkl Bezugspunkt dabei ist das
natürlich vorhandene, tieferliegende Gelände.

Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 74 Abs. 2Ziff. 2 LBO)

Gemäß § 74 Abs. 2 ZIff.2 LaD sind bei der Errichtung von Gebäuden mit Wohnungen für jede
Wohnung bis 60 m2 Wohnfläche 1Stellplatz, ab 60 m2 WOhnfläche 1,5 Stellplätze und für jede
Wohnung ab 90 m2Wohnfläche 2Stellplätze herzustellen.

Außenantennen (§ 74 Abs. 1Ziff. 4 LBD)

Es ist rlUr eine Außenantenne je Gebäude zulässig. Parabolantennen, die allf der Dachfläche in
stalliertwerden, dOrfen die Höhe des Firstes nicht überschreiten.
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C Hinweise

Voihaboiobazogener BsbiIuurJgsplM "Fist Nr. 236" (Adet) -scOOftIlicher Teil- saliungsf3Ssting

Bodenschutz

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden, um
, die natürliche Bodenstruktur, vor einer nachhaltigen Veränderung zu schlitzen.

Bei allen BaiJmaßnahmen ist humoser OberbOden (f',tutterboden) ,und UnJerboden,getrennt,auszu
bauen, vorrangig einer WiooerVerwertung zuzufiJhren und bis dahin getrennt zu lagern.

'Als Lager sind Mieten vo(Zu$ehen; die den Erhalt der Bodeilfunktiongewähr1eiSlen(Schlltthöhe
max: 2m, SChutz vorVernäs$unge1c,). '

Falls bei der Durchfllhrung von Bodenarbeiten geruchliche und/oder sichtbare Auffälligkeiten be
merkt werden, die auf Bodenverunreinigullgen hinweisen, ist das W~ell'echtsamt des Rhein
Neckar-Kreises unverZOglich zu verständigen.

Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser

,Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 45b Abs.3 des Wasse(QesetZes für BadeneWürtlem
berg, geändert durch das Wasserrechtsvereinf.:l}hungs- und -peschleunigungsgestz vom
15,07.1998; NiedelSchlagswasservon Grundstücken, die nach dem 01. Januar 1999 erstmals be
'baut, befestigt oder ari die Kanalisation angesChlossen werden; durch Versickerung oder ortsnahe
Einleitung in ein oberird~ches GewäSser beseitigt werden soll, sofern ,dies mit vertretbarem Auf
wand und schadlos möglich ist Maßgebend hierzu ist die Verordriung:dl!s,UVM über die dezen-
traleBesi;litigun9 von Niederschlagswasser vom 22.03.1999. '

Versorgung mit Gas

Die versorgung des Gebietes mit GasUberdas vorhandene Netz ist mögiich. Im Geltungsbereich
des vorhabenbeZDgenen Bebauungsplans sind keine Gasverteilungsanjagen vQ(gesehen. Der An
schluss an das Gasversorgungsneti des Gebietes ist m~denS1adlWerken HeidelbergAG, Post
f;lCh 105540, 69045 Heidelberg abzustimmen,

Versorgung mit Telekommunikationsanlagen

Zur Vel"$Ofgung des Geblels ist die, Vertagung neuer Telekommunikationsanlagen mforderlich. FOr
den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit dem Stra
ßenbau und den Baumaßnahmen mit den anderen Leilungsiräger ist es notwendig, dass Beginn
Und Ablauf der Erschfießungsmaßnahmen der Deutschen Telekom AG, Niederlassung Karisruhe,
Postfach 100164, 76231 Kartsruhe, Ressort SuN, Tel. (0721j351-6153,'so früh wie möglich, min
destens jedoch 6Monate vor Bauheginn,schrilUich angezeiglwerden.

Versorgung mitelektrischer Energre

Die Versorgung des Gebietes lTiit elektrischer Energie ist aus den bestehenden Netzen möglich,
Um eine kostengünstige Versorgung aufbauen zu können, ist dre EnBW Regional AG, Regional
zentrum Wiesloch, Postfach 11'40, 69152 Wies!och fruhzeilig an der Erschließungsplanung zu
betefligen. Damit SChäden an Erdkabeln vermieden werden, sind die Baufirmen darauf hinzuwei
sen, sich entsprechende Lagepläne einzuholen.
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~ndung zum VBP .Ast, Nr, 236' in Wie:slO()h.Baiert<ll- Satzungsfassu_n.g'-- ~__ Seiw 1

1 Planungsanlass

In den letzten Jahren bestal1den bereits verschiedel1e überlegungen, das Grundstück der ehema~gen
Gaststatte ,.Adler" in Wiesloch-Baiertal umzugestalten, Im Februar 1999 hat ein Investor den Antrag auf
Eil11eitung des Satzungsverfahrens für einel1 vorhabenbezogenen Bebauul1gsplan geslellt. Es war be
absichtigt. das auf dem Grundstück vorhandene Gebäude abzubrechen und durch ein neues Gebaude
zu ersetzen. Im rückwatlgen Grundstücksleil waren 2 Hausgruppen mit je 3 Reihenhäusernvorgese"
hel1. In der Zwischenzeit hat der Vorhabentrclger von der Realisierung des Vorhabens Abstand genom
men.

Das Grundstück wurde von einem weiteren Investor erworben, der das Vorhaben auf Grundlage der
zunächst vorgelegten Planung realisieren will.

2 Gellungsbereich

Der Geltungsbereich entspricht dem Grundstück mit der Fist Nr. 236 auf Gemarkung BaiertaL

LI 3 Erschließung

Die Erschließung der Gebäude erfolgt von der Schatlhäuser Straße aus entlang der südliohen Grund
slüCksgrenze. Die Stelplätze sind den einzelnen Gebäuden im rückwärtigen Te[1 des Gebiets zugeord
net.

4 Maß der baulichen Nutzung

Im allgemeinen Wohngebiet ist das Maß der baulichen Nutzung für die geplante Reihenhausbebauung
nicht als Grundfiächenzahl festgesetzt sondern über die GrOße der Grundflächen der baulichen Anla
gen geregelt settt man dabei dre insgesamt zulll.ssige Grundfläche von 6x65m2 insVerhältflis zur Ge
samtnache des allgemeinen Wohngebiets. so ergibt sich eine Grundflächenzahl VOn 0,41. Damit ist die
[n §17 BauNVO genannte Obergrenze von 0,4 für allgeme[ne Wohngebiete geringfOgig überschritten,
Da die überschreitung derart gering ist und die Reihenhauszeilen einen Abstand von 15 m besitzen,
sind die Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse keinesfalls beeinträchtigt.

C 5 Auswirkungen auf Natur und Landschaft

Nach den Regelungen des § 8a BNatSchG ist bel der Aufstellung von Bebauungsplllnen zu prüfen, in
wieweit durch die Aufstellung Eingriffe in Natur und landschaft zu erwarten sind,

Im vorliegenden Verfahren werden tur den rUckwärtigen Grundstücksbereich die planungsrech!l[Chen
Voraussetzungen tur eine bauHche Nutzung bislang unversiegelter Bereiche geschaffen, Zur Minimie
rung des entstehenden Eingriffs soll im schriftlichen Teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
geregelt werden, dass stellplätze und Zufahrten zu Garagen nur mit wasserdurchlässiger Decke herge
stellt werden dOrfen. Des weiteren werden die nicht überbaubaren Grundslücksflächel1 ;:Ils Grünflachen
zu gestalten sein. Zur Kompensation des Eingrilfs ist das Anpflanzen von Baumen vorgesehen. Auf
grund der geringen FlächenverfQgbarkeit ist die Umsetzung weiterer Kompensationsmaßnahmen nicht
vorgesehen. Als Ergebnis ist festzustellen, dass der entstehende Eingriff nicht vollstilndig kompensiert
werden kann.
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6 Bodenschutz

Begrilrdi~ zum VBP ,Ast Nr. 236" In WresklCtt:Baiertal- Satl:urigilfa8sung

. .
liTlgesamten Shldtgebiet vonWJeslcx:h ist grundsätziichmit 8ödenbelaslungendurch Schwermetalle
(Arsen, Blei, Cadmium, Thallium und Zink) zu rechnen,Dabei h~ndelt es,sich sowohl um geogen bela
stetes Erdreich als auch um eine anthropogene Belast'ung ;:iufgrund des~lstorischen Bergbaus. Da
durch finden sich in weiten Teilen des Stadtgebietes schwermetallbelastete !3ödenund Schlacken.

Im Geltungsbereich des vorhabenbe:wgenen BebauUngsplansbefindetsich nach der Untersuchung
flächeroeckend e Hisloristhe Erheilling· alltasteiwerdächti'gerFlächen im RheiM.JeCkar:Krels (SOd)'
die altlastenverdächtige Räche ;Erzverhültung Baiertal' (Obj, Nr. 03869). Es sind IIOr allem auf dem
ös1lichen Teil des GrundstOCks Fist Nr. 236 erhebliche schwermetallbedingte Belastungen im Boden zu
erwarten. '

Es ist erforderlich, IIOr dem Beschluss des Bebauungsplans als Satzung diJrch einen geeigneten Sach
verständigen den (?fad der Belastung festzustetten, um darauf mit entsprechenden Festsetzungen.im
schriffiichen Teil des Bebauungsplans (Maßnabmen zum- Bodensbhutz; Ge.staltUng derStettplätze mit
wasserdurchlässigen Materialien) reagieren zu können. Für das Gutachten ist die folgende Vorgehens
weise zu wählen:

Im Gellungsbereich des vOJ'habenbezogenen Bebauungsplans sind 3Mischproben aus dem Ober
bodenbereich (bis 0,3 mTiefe) zu entnehmen und aufdie Parameter Arsen; Blei, Cadmium, Thal

, lium und Zink im Feststoff und im Eluat gemaß Bundesbodenschutz~und AI~astenverordnung

(BBodSchV \(om 16.06.1999) zu untersuchen.

Des weileren sind im Geltungsbereich des vorhabenbez6genen Bebauungsplans sind 8 SchOrfe
bis zu einer Tiefe, von 2,5 mmit schichtgetreuerBeprobong der oben genannten Parameter durch
iuführen. Für die Probenahme und Analytik sind die Vorgaben der Techni$chen Regeln derLAG.4.
(UlndergemeinschaflAbfatt) vom 07.09.1994'zugrunde zulegen.

7 Zusammenfassendes Ergebnis der Abwägung

Im Rahmen der Abwägung aller öffentlichen' und privaten Belange waren in diesem Verfahren insbe
sondere die folgenden Gesichtspunkte zu berOCksichtigen: Zum einen werden im Rahmen der Er"
SChließung und Bebauung des rOckwärtigen Grundstücksteils neue Wohnbaullächen aktiviert; dies m1t
einem geringen FI1lchenverbrauch. Zum anderen kann wie unter Ziff.5 ausgefOhrt der llOOlit entste
hende Eingriff nicht vollständig kompensiert werden. Als Ergebnis einer ge~hten Abwägung der pri
vaienund öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander im 'Sinne des'§ 1 AM. 6 BauGB ist
festzustetien, dass die Belange eines f1ächensparendenBauens in, Ortsrandlage höher :wbewerten
sind als die Belange des Naturschutzes. Dar(lber hinaus ist derentsteheooe und somitalich der ver-
bleibel1deEingrilf ohnehin als sehr gering zu betrachten. . .

8 Verfahren

Der Gemeinderat der Stadt WiesjochhaI in seiner Sitzung am 24.03,1999 beschlossen. das Verfahren
zurAufstellung dieses vorhabenbezogenenen Bebauungspialls einzuleiten. Öffentlich bekanntgemacht
wurde'dieser Beschluss,durch Veröffentlichung in der Rheir\·NeckEl'"-Zeitung am 22.01;2009;

Die UnterriChtUng Ober' die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung erfolgte ,durch OIfenlage des
Planentwurfs in der Zeil vom 31. Janu<l" 2000 bis einschließlich 21. Februar 2000 öffentlich aus. Gleich
zeitig wurden die von der Planung berilhrten Behörden und sonstigen Trägerijffentllcher Belange an
gehört Die Offenlage des Planentwurfs erfOlgte in der Zeit vom 19. Mai 2000 bis einschließlich 19. Juni
2000; Gleichzeitig wurden die von der Planung berührten Behörden und sonstigEin Träger öffentlicher
Belange erneut angehört, . .

DerSatzungsbeschluss wurde in der Sitzung des Gemeinderats am 26. Ju~ 2000gefassl.


